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Bald führen Signale zu freien 
Parkplätzen rund um den Pfäffikersee

Region  Das Parkleitsystem in Seegräben ist bereits seit einiger Zeit in Betrieb.  
Nun folgen die Signalisierungen in Wetzikon und Pfäffikon.

Mel Giese Pérez

Das Parkleitsystem um den Pfäf­
fikersee wird schon bald in Be­
trieb genommen. Die Gemeinden 
Wetzikon, Pfäffikon und Seegrä­
ben haben im Rahmen des Kon­
zepts «Mobilität und Umwelt 
Pfäffikersee» ein Signalisie­
rungssystem erstellt, das die 
Suche nach Parkplätzen verein­
fachen soll. 

In Seegräben ist das Parkleit­
system bereits seit 2020 in Be­
trieb. Nun ziehen Wetzikon und 
Pfäffikon nach. Am 16. Februar 
werden in beiden Gemeinden so­
wie bei der Autobahnausfahrt 
Uster die Signale aufgestellt. 
«Höchstwahrscheinlich ist das 
System bereits die Woche darauf 
in Betrieb», sagt die Wetziker 
Stadträtin Christine Walter Wal­
der (Grüne).

Das System zeigt die verfüg­
baren öffentlichen Parkplätze an 
und führt Autofahrerinnen und 
Autofahrer gezielt zu freien Plät­
zen. Ziel ist es, den Verkehr bei 
den Suchenden zu reduzieren 
und sie auf andere Parkplätze zu 
lenken. Davon soll auch die 
Umwelt profitieren.

Insgesamt werden neun neue 
elektronische Anzeigen zur Park­
platzbelegung installiert sowie 
23 ergänzte oder erneuerte sta­
tische Wegweiser. Das soll ver­

hindern, dass Verkehr durch 
Suchfahrten oder überlastete 
Parkierungsanlagen unnötige 
Umweltbelastungen verursacht.

Die Gesamtkosten belaufen 
sich auf rund 354 000 Franken. 
Sie werden zwischen den be­
teiligten Gemeinden aufgeteilt: 
Pfäffikon übernimmt 174 000 

Franken, Wetzikon 144 000 Fran­
ken und Seegräben 36 000 Fran­
ken.

Auslöser ist der Schutz des 
Pfäffikersees
Der Ursprung des Parkleitsys­
tems liegt im Konzept «Mobili­
tät und Umwelt Pfäffikersee», 

das der Zürcher Regierungsrat 
im Jahr 2019 vorgestellt hat. Es 
verfolgt zwei Ziele: den Schutz 
der empfindlichen Moor- und 
Naturlandschaften rund um den 
Pfäffikersee und gleichzeitig die 
Sicherstellung der Erreichbar­
keit der beliebten Naherholungs­
gebiete.

Parallel zur Planung des Park­
leitsystems wurden diverse Park­
plätze aufgelöst. Auch der Cam­
pingplatz Auslikon musste im 
Herbst 2023 schliessen. Die be­
troffenen Stellen lagen mitten im 
Moorschutzgebiet und durften 
aus bundesrechtlichen Gründen 
nicht weiterbetrieben werden.

In Seegräben gibt es bereits seit einigen Jahren ein Parkleitsystem. Jetzt werden entsprechende Signalisationsanlagen auch auf den 
Gemeindegebieten von Wetzikon und Pfäffikon eingerichtet.  �� Archivbild: Seraina Boner

Polizei verhaftet 
Einbrecher

Dübendorf/Schwerzenbach  Eine Pa­
trouille der Transsicura stiess am 
vergangenen Donnerstag in ei­
nem Zug auf einen schlafenden 
Mann, der sich bei der Kontrolle 
nicht ausweisen konnte. Auf dem 
Polizeiposten der Kantonspoli­
zei Zürich stellten die Polizisten 
fest, dass der 29-jährige Algerier 
diverses Diebesgut mit sich führ­
te. Neben mehreren tausend 
Franken Bargeld sowie Fremd­
devisen hatte er eine Münz­
sammlung, Goldvreneli, elektro­
nische Geräte und ein neuwerti­
ges E-Bike bei sich.

Mehrfach aktiv
Die polizeilichen Ermittlungen 
zeigten, dass das Diebesgut in 
der Region Dübendorf und 
Schwerzenbach bei mehreren 
Einbrüchen in Häuser und Fahr­
zeuge entwendet wurde. Der Ver­
haftete verstiess zudem gegen 
das Ausländer- und Integrations­
gesetz (AIG), indem der abgewie­
sene und damit illegal anwe­
sende Algerier bereits mehrfach 
die Ausreiseaufforderung des 
Migrationsamts ignorierte und 
rechtswidrig in der Schweiz ver­
blieb.

Bei der Verhaftung zeigte sich 
der Mann dermassen unkoope­
rativ, dass er neben den genann­
ten Delikten auch noch wegen 
Hinderung einer Amtshandlung 
bei der zuständigen Staatsan­
waltschaft zur Anzeige gebracht 
wurde. Das Zwangsmassnah­
mengericht versetzte den Alge­
rier auf Antrag der Staatsanwalt­
schaft See/Oberland in Untersu­
chungshaft. Die Kantonspolizei 
Zürich führt zusammen mit der 
Staatsanwaltschaft die weiteren 
Ermittlungen. (lda)

LESERBRIEFE

Weder Turbenthal noch Zell haben  
von sich aus die Fusion angestrebt

«Katholiken aus Turbenthal  
verwerfen Fusion mit Zell» und  
«Sich die Hände reichen, das ist  
jetzt mehr denn je gefragt», �Ausgabe 
vom 13. Februar

Es ist erstaunlich, wie Redaktor 
Noah Salvetti in seinem Artikel 
und im Kommentar zum demo­
kratischen Nein der Fusion der 
Kirchgemeinden Turbenthal 
und Zell in Turbenthal schnell 
weiss, wo die «Schuldigen» zu 
suchen sind: Zuerst einmal die 

Nein-Stimmenden pauschal als 
«Rückwärtsgewandte» abzu­
kanzeln, ohne überhaupt zu 
wissen, was diese Stimmenden 
zu ihrem Nein bewogen hat, ist 
recht gewagt und sehr verlet­
zend. 57 Prozent der Stimmen­
den klammern sich angeblich 
an das Bewährte, anstatt sich 
den Veränderungen im Glauben 
zu öffnen. Was für ein merk­
würdiges Verständnis von 
Mehrheiten! Herr Salvetti sollte 
zudem wissen, dass es im Glau­

ben keine Veränderungen ge­
ben kann, es sei denn, wir wer­
fen die Heilige Schrift ins Alt­
papier!

Auch hat Herr Salvetti ver­
gessen zu erwähnen, dass we­
der Turbenthal noch Zell von 
sich aus eine Fusion angestrebt 
haben. Vielmehr hat die Staats­
kirche in Zürich dieses Vor­
gehen «gewünscht». Dies hat 
viele Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger (zu Recht) miss­
trauisch gemacht.

Und noch zum Vorwurf 
des «anonymen Inserats» im 
«Zürcher Oberländer»: Herr 
Salvetti hätte sich sachkun­
dig machen sollen – dass der 
Name des Inserenten nicht ge­
nannt wurde, war ein Fehler 
des «Zürcher Oberländers». Da 
sollte nichts verheimlicht wer­
den. Dasselbe Inserat fand sich 
auch im «Landboten», selbst­
verständlich mit Namensnen­
nung.

Bruno Piffrader, Ehrikon

Gemeinderat muss die 
Schuldenbremse umsetzen

Im vergangenen September 
hat die Gossauer Stimmbevöl­
kerung mit überwältigender 
Mehrheit der Schuldenbremse 
zugestimmt. Irgendwann war 
zwar auch die FDP und der 
Gemeinderat für die Schul­
denbremse, doch angestossen 
wurde dieses wichtige Instru­
ment von der SVP.

Der Auftrag des Stimmvolks 
ist klar, und die Schulden­
bremse muss nun umgesetzt 
werden. Bisher zeigte der Goss­
auer Gemeinderat aber keine 
Tendenzen, dass man geeig­
nete Massnahmen zur Einhal­
tung ergreift. Es wurde vor al­
lem plakativ erwidert, ob man 
aufhören solle zu investieren.

Gemäss dem Budget 2026 
wird die Schuldenbremse im 
Jahr 2029 ihre Wirkung ent­
falten. Ohne rechtzeitige und 
sinnvolle Massnahmen könnte 
es dann effektiv zu einem In­
vestitionsstopp kommen, da 

dieser schnell umsetzbar wäre. 
Nachhaltig ist das aber nicht!

Unserer Gemeindeführung 
scheint es noch nicht einmal in 
den Sinn zu kommen, die lau­
fenden Ausgaben in den Griff 
zu bekommen, damit genügend 
Geld für Investitionen übrig 
bleibt. Daher ist es jetzt höchste 
Zeit für einen Wechsel. So­
wohl im Gemeindepräsidium, 
im Gemeinderat als auch in der 
Rechnungsprüfungskommis­
sion braucht es frische Kräfte, 
die für nachhaltige finanzielle 
Verhältnisse in Gossau sorgen. 
Es braucht eine Fokussierung 
auf die Interessen unserer Be­
völkerung und unserer Vereine. 
Dieses Potenzial steht mit den 
SVP-Kandidaten bereit, und sie 
verdienen eine Chance, um nun 
Verantwortung zu überneh­
men. Wer gesunde Gemeinde­
finanzen will, wählt am 8. März 
SVP.

Christian Weber, Grüt

Wie hoch ist der Steuerausfall bei  
Kantonen und Gemeinden? 

Bisher wird in der Schweiz 
die Familie als wirtschaftliche 
Einheit betrachtet, und die 
Steuern werden vom gemein­
samen Einkommen und 
Vermögen erhoben. Beim 
Steuertarif wird dann – zur 
Entlastung der Familien – dif­
ferenziert. Ferner wird beim 
zweitverdienenden Familien­
mitglied ein Pauschalabzug 
vom Einkommen gewährt, um 
die Belastung weiter abzumin­
dern. Beide Positionen sind 
ausbaufähig.

Die zur Abstimmung ste­
hende Vorlage sieht eine Indi­
vidualbesteuerung der beiden 

Partner vor. So sollen diese mit 
den Unverheirateten gleichge­
stellt werden. Die Gleichstel­
lung funktioniert allerdings 
nur, wenn beide Partner unge­
fähr über das gleiche Einkom­
men und Vermögen verfügen. 
Vor allem bei Familien mit Kin­
dern ist das selten der Fall, weil 
sich ein Partner beziehungs­
weise eine Partnerin vorwie­
gend um die Kinder kümmert 
und dafür keinen Lohn erhält. 
Bei Rentnern funktioniert die 
finanzielle Gleichstellung meis­
tens gut. Doch ist die Vorlage 
wirklich vor allem für die Rent­
ner gedacht?

Die Vorlage verursacht al­
lein auf Bundesebene einen 
Steuerausfall von 630 Millio­
nen Franken. Können wir uns 
das in einer Zeit leisten, wo im 
Bundeshaushalt ohnehin Geld 
fehlt und bereits eine massive 
Erhöhung der Mehrwertsteuer 
angekündigt ist? Schliesslich 
zahlen wir alle den Ausfall.

Wie hoch der Steueraus­
fall bei Kantonen und Gemein­
den ist, wurde meines Wissens 
nicht abgeschätzt. Ich rechne 
mit nochmals mindestens 630 
Millionen Franken. Dazu kom­
men die Kosten für das zusätz­
liche Personal in den Steuer­

ämtern. Was kostet die Bearbei­
tung der zusätzlichen rund eine 
Million Steuererklärungen? Das 
ist wohl auch der Grund, wes­
halb die Kantone das Referen­
dum ergriffen haben. Da nüt­
zen die Bemühungen der Par­
teien wenig, die Personalkosten 
zu plafonieren, wenn gleichzei­
tig Mehrarbeit generiert wird. 
Zudem überrascht es wenig, 
dass die Vorlage in den eidge­
nössischen Räten nur knapp 
angenommen wurde.

Für mich heisst das bei die­
ser Vorlage: Nein und zurück 
an den Absender.
Kurt Eichenberger, Illnau

LESERBRIEFE AUFBEREITEN BENÖTIGT ETWAS ZEIT

Das Leserforum im «Zürcher 
Oberländer»/«Anzeiger von 
Uster» ist ein klassisches Print­
forum. Die hier veröffentlichten 
Beiträge stossen auf hohe 
Beachtung – auch in Zeiten von 
digitalen Meinungsforen. Anders 
als in einem Onlineforum, in dem 
ein geschriebener Eintrag sofort 

veröffentlicht wird, benötigen wir 
eine gewisse Zeit für die Auf­
bereitung, die Überprüfung auf 
Rechtschreibung und das Layout. 
Wir möchten daher um Verständ­
nis bitten, dass es unter Umstän­
den etwas länger dauern kann, 
bis ein Leserbrief in der Zeitung 
erscheint. (zo)

Mario
Hervorheben
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Das kurzfristige Denken  
der Wirtschaftsführer

Ich entstamme einer Familie, 
die mir gezeigt hat, was pas-
siert, wenn ich die Zeichen  
der Zeit nicht erkenne. Die  
Firma Sulzer hätte sich längst 
aus dem Schiffsdieselmoto-
ren- und dem Textilmaschi-
nengeschäft verabschieden 
und andere Geschäftsbereiche 
aufbauen müssen. Sulzer 
hatte einen fähigen COO,  
Fritz Fahrni, der die Zeichen 
der Zeit erkannte, hatte aber 
einen unfähigen Chef, der 
einen fähigeren Untergebenen 
nicht aufkommen liess. Die 
Energie, die der Rettung des 
Betriebs hätte dienen sollen, 
erschöpfte sich in Macht-
kampf. Ähnliches geschah 
auch bei Rieter.

Peter Spuhler hat gezeigt, 
was anderes Denken bewirkt. 
Für mich als Sozialdemokra-
ten ist dies nicht leicht anzu
erkennen. Peter Spuhler hat  
vor ein paar Jahren einen 
Gesamtarbeitsvertrag mit 
Frauenförderung mit seiner 
Belegschaft geschaffen, über 
den die Gewerkschaften nur 
staunten. Peter Spuhler hat 

Arbeitsplätze geschaffen,  
zum Teil an Orten, die uns 
nicht sehr gefallen, aber die  
für jene Arbeiter sehr wichtig 
sind. Sulzer mit SLM, Schind-
ler, Aluswiss hätten viel bes
sere Voraussetzungen gehabt, 
eine Eisenbahnindustrie auf-
zubauen. Peter Spuhler hat es 
geschafft. 

Ich denke, Spuhler hat ein 
neues Geschäftsklima geschaf-
fen, mit seiner Belegschaft zu-
sammengearbeitet und hat er-
kannt, wie wichtig Motivation 
ist.

Antiquiertes Denken
Leider basiert das Denken der 
meisten unserer Manager auf 
dem antiquierten Denken der 
Universität St. Gallen, einem 
Denken aus dem vorletzten 
Jahrhundert, das nur den wirt-
schaftlichen Aspekt, die Ge-
winnmaximierung, im Auge 
hat. Man merkt nicht, dass Mo-
tivation, Moral und Ethik zu 
wirtschaftlichem Denken gehö-
ren. Man vertritt noch heute 
das Prinzip «Je konzentrierter 
das Kapital desto besser für die 

Wirtschaft» und merkt nicht, 
dass die Gesellschaft dies all-
mählich nicht mehr mitmacht. 
In den USA ist dies noch immer 
so, aber auch dort wird die Be-
völkerung langsam erwachen. 
Mein Grossvater, damals obers-
ter Chef bei Sulzer, hat zu Ge-
neralstreikzeiten den Armee-
einsatz befürwortet, hat aber 
nicht bemerkt, dass eine neue 
Zeit heranbrach.

Wenn unsere Wirtschafts-
führer aus kurzfristigem Den-
ken, aus Angst, 20 Prozent 
ihres Umsatzes zu verlieren, 
sich erpressen und in Abhän-
gigkeit halten lassen, sieht die 
Zukunft schlecht aus. Die Welt 
muss sich endlich von den USA 
abkoppeln und zuverlässige 
Märkte suchen und die mo-
mentanen Probleme ausste-
hen. Auch der Dollar müsste  
als Leitwährung vielleicht 
überwunden werden. Statt
dessen bräuchte es eventuell 
eine Leitwährung, die nicht 
mehr nur die Währung eines 
Lands, sondern eines Konglo-
merats ist.

Theodor Sulzer, Schmidrüti

Ärger wegen Grüngutmarke 
Leider hatte unsere links-grüne 
Stadtregierung das Finanzielle 
der Abfallbewirtschaftung nicht 
im Griff. Nun müssen wir dies 
teurer bezahlen. Vorher hatte 
der grüne Blendgedanke die 
Grüngutabfuhr kostenlos ge-
macht, weil man ja als Vorbild 

in der Region als besser gelten 
wollte. Nun müssen gesund-
heitsliebende Bürger, die mög-
lichst ohne Elektrosmog und KI 
leben wollen, sogar noch Com-
puter, Handy und Internetan-
schluss kaufen, damit sie mit 
Ach und Weh eine Grüngut

marke erwerben können. Dies 
natürlich erst nach der Compu-
ter-Handy-Kurs-Ausbildung. 
Vermutlich wäre ein Kurs für die 
Verwaltungsfunktionäre mit 
dem Titel «Wie diene ich richtig 
und volksnah» notwendiger. 
� Andreas Winkler, Uster

Der Sekundarschulgemeinde droht  
der Verlust der Selbständigkeit

Als langjähriges Mitglied der 
damaligen Oberstufenschul-
pflege Uster (heute Sekundar-
schulpflege Uster) erlaube ich 
mir folgenden Kommentar zur 
Abstimmungsvorlage betref-
fend Gebietsänderung der Se-
kundarschulgemeinde Uster 
und der Oberstufenschulge-
meinde Nänikon-Greifensee.

Die Gebietsänderung hat für 
die Sekundarschulgemeinde 
(früher Oberstufenschulge-
meinde) einschneidende Ände-
rungen zur Folge. Sie verliert 
damit ihre Selbständigkeit, die 

sie über viele Jahrzehnte be-
wahren konnte. Dies, obwohl 
sie bereits damals gegen das 
geltende Gemeindegesetz ver-
stiess, da für die Oberstufe 
Uster 1930 eine Organisation 
mit Grossem Gemeinderat 
(Parlament) eingeführt wurde. 
Von daher vermag die Informa-
tion der Sekundarschulpflege 
Uster zur Vorlage (Ziffer 1.7, 
2. Abschnitt), wonach der Be-
zirksrat bei Ablehnung der Vor-
lage in einer oder beiden Ge-
meinden die Gebietsänderung 
anordnen müsste, nicht zu 

überzeugen. Das weitere 
Schicksal wäre die Eingliede-
rung der Sekundarschulge-
meinde Uster in die Organisa
tionsstruktur der Stadt Uster, 
was zu einem übergrossen 
Bildungsressort im Stadtrat 
führen würde. 

Für die Oberstufe wären  
die Konsequenzen fatal,  
würde sie doch zum Spielball 
der politischen Interessen  
von links (ausufernder Ausbau) 
und rechts (Sparpotenzial). 
Schade.

Urs-Christoph Dieterle, Uster

Russiker Strassenproblem 
«Durchgangsverkehr trotz Verbot: 
Frust in Russiker Wohnquartier 
wächst», �Ausgabe vom 17. Februar 

Der ausgiebige Artikel über die 
Renovation der Russiker Kan-
tonsstrasse erregt Ärger bei Ge-
meinde und direkten Anwoh-
nern der Strasse. Es war schon 
lange bekannt, dass sich viele 
Bewohner der Wettsteinstrasse 
über die Situation ärgern und 
sich laufend beschweren. Da es 
eine Kantonsstrasse ist, hat un-

sere Gemeindebehörde nichts 
damit zu tun. Seit Monaten wird 
sie aber damit belästigt.

Die Strasse führt direkt am 
Eggwies-Quartier vorbei. Des-
sen Häuser erleben den meisten 
Baulärm und die Obermoos-
strasse den anfallenden Dreck. 
Nie hört man Beschwerden der 
Bewohner. Man trägt es mit Fas-
sung und wartet auf das Ende 
der Bauarbeiten. Diese waren 
notwendig. Eine andere Lösung 
gab es nicht. Zudem müssen die 

Busse ihren Fahrplan gewähr-
leisten können. Man hat es den 
Beanstandern x-mal erklärt, 
jedoch ohne Erfolg.

Mein Rat an den Initianten 
und die 100 Follower wäre, dass 
sie die wenigen Monate bis zur 
Fertigstellung der Strasse ak-
zeptieren lernen. Seien wir doch 
froh, dass wir in einem so schö-
nen und friedlichen Dorf leben 
können. Ohne Raketen und 
ohne Drohnen um die Häuser. 

� Lilian Moschin, Russikon

Neutralität – mutig oder feige?
Man sagt, dank ihrer Neutra
lität habe die Schweiz den 
Zweiten Weltkrieg unbeschadet 
überstanden und auch sonst 
wenig Angriffsfläche gezeigt. 
Dank ihrer Neutralität sei sie 
ein international geschätzter 
Verhandlungsort für zerstrit
tene Parteien. Quintessenz: Wir 
können uns ducken und pro
fitieren auch finanziell noch 
davon. Aber woher kommt 
eigentlich die Idee der Neutra-
lität? War es nicht vor langer 
Zeit die Einsicht, dass das Söld-
nertum früherer Jahrhunderte 

zu viel Blut gekostet hatte und 
dass dieses Kapitel abgeschlos-
sen werden sollte? 

Die Schweiz muss sich ver-
teidigen können. Das geht aber 
im 21. Jahrhundert nur noch in 
Zusammenarbeit mit den sie 
umgebenden Ländern. Nicht 
nur im konkreten Fall eines 
Angriffs, sondern auch bei der 
Beschaffung von modernen 
Waffensystemen aus dem Aus-
land. Ja und weit mehr: Die 
Waffenindustrie der Schweiz, 
die uns versorgen sollte, kann 
ohne Exporte nicht existieren. 

Und wenn unsere Armee und 
die Luftwaffe eine Chance zur 
wirksamen Verteidigung haben 
sollen, müssen sie mit dem 
Ausland vernetzt sein. 

Quintessenz: Die Neutra
litätsinitiative führt die 
Schweiz in einen schutzlosen 
Zustand, über kurz oder lang. 
Da brauchen wir auch keine 
F-35-Kampfjets mehr. Dann 
bekommt die GSoA, was sie 
schon lange wollte: eine 
Schweiz ohne Armee, schutzlos 
wie ein Kindergarten. 

� Ernst Eberhard, Dürnten

Verantwortungsvolle Finanzpolitik  
statt Schwarzmalerei 

Zum Leserbrief «Gemeinderat muss  
die Schuldenbremse umsetzen», 
�Ausgabe vom 17. Februar 

Ja, die Gossauerinnen und 
Gossauer wollen gesunde 
Finanzen. Dafür steht die FDP 
seit je ein, und wir begrüssen 
Haushaltsdisziplin. Doch der 
jüngste Leserbrief von RPK-
Kandidat Christian Weber 
(SVP) zeichnet ein Bild der 
Gossauer Finanzlage, das 
einem Faktencheck schlicht 
nicht standhält.

Es wird suggeriert, die ak
tuelle Führung habe die Ausga-
ben nicht im Griff und steuere 
auf einen Investitionsstopp zu. 
Die Realität spricht eine andere 

Sprache: In den vergangenen 
acht Jahren resultierte jeweils 
ein positiver Jahresabschluss. 
Mehr noch: Die Schulden der 
Gemeinde konnten in dieser 
Zeit von rund 30 Millionen auf 
15 Millionen Franken halbiert 
werden. Das ist der Beweis  
für eine solide und weitsichtige 
Finanzpolitik.

Die Schuldenbremse ist  
ein wichtiges Instrument, aber 
sie darf nicht zum ideologi-
schen Kampfbegriff verkom-
men. Wer jetzt Panik verbreitet, 
gefährdet die Entwicklung un-
serer Gemeinde. Wir müssen 
weiterhin in der Lage sein, in 
unsere Schulen, die Infrastruk-
tur und unsere Vereine zu in

vestieren, damit Gossau attrak-
tiv bleibt.

Einfach nur den Rotstift 
anzusetzen, ist keine Kunst. Die 
Kunst liegt darin, die Balance 
zwischen notwendigen Investi-
tionen und einem ausgegliche-
nen Haushalt zu halten – so, wie 
es in den letzten Jahren erfolg-
reich geschehen ist.

Lassen wir uns nicht von 
düsteren Prognosen leiten, son-
dern setzen wir auf bewährte 
Kompetenz. Wer gesunde Fi-
nanzen will, die auch Investitio-
nen in die Zukunft zulassen, 
wählt am 8. März die Kandida-
tinnen und Kandidaten der FDP. 
� Jürg Graf,

� Präsident FDP, Gossau

LESERBRIEFE

Sachgerechtigkeit gegen Polemik
Zurück zur «journalistischen 
Ausgewogenheit» werde die 
Annahme der SRG-Initiative 
führen. So steht es im Flugblatt 
der EDU, die sich, laut ihrem 
Kernthema, im Glauben  
der «Wahrheit verpflichtet» 
weiss. 

Näher bei der Wahrheit  
wäre sie sicher gewesen, wenn 
sie nicht nur die ZHAW-Um
frage, sondern auch die Studie 

des Forschungszentrums Öf-
fentlichkeit und Gesellschaft 
der Universität Zürich zitiert 
hätte. 

Denn diese stellte fest: Die 
SRG informiere regelmässig, 
besonders vielfältig und  
zudem sachgerecht. Dazu hält 
sie fest: Trotz der persönlichen 
Einstellung der Journalisten 
bescheinigten Inhaltsanalysen  
eine faire Berichterstattung.  

So auch insbesondere bei 
Abstimmungen und Wahlen. 
Die professionellen Standards  
und die Programmautonomie 
verpflichteten die Redaktion  
zur Sachgerechtigkeit. 

Diese Beurteilung stellt  
klar, worum es bei der Ab
stimmung geht: Sachgerech
tigkeit gegen ideologische 
Polemik. �
� Heinrich Rusterholz, Wetzikon

Ein stiller Schaffer  
für den Gemeinderat 

Ralph Scheidegger gehört aus 
meiner Sicht zu den stillen 
Schaffern: In seinen acht Jah-
ren als Elternrat in der Ober-
stufe Nauen – davon sechs als 
dessen Präsident – und in den 
vier Jahren in den Vorständen 
der Ortspartei Die Mitte Dürn-
ten sowie des Dürntner Solar-
vereins Unternehmen Dürnten 
stellt er sich lieber in den 
Dienst der Sache statt in den 
Vordergrund. 

Sein Bestreben, sich für die 
Gemeinschaft und die Gesell-

schaft zu engagieren, konnte er 
15 Jahre lang als aktiver Feuer-
wehrmann in Hinwil ausleben. 
Heute macht er das sehr gerne 
auch für die Freizeit-Werkstatt 
Rüti-Tann-Dürnten.

Er weiss Menschen und Or-
ganisationen zu führen und  
zu entwickeln. Das hat er in 
seinem langjährigen Berufs- 
und Arbeitsleben in verschiede-
nen Unternehmen als Abtei-
lungs-, Team- und Projektleiter 
bewiesen. Seine grösste Stärke 
ist die Art und Weise, wie er 

Menschen und Aufgaben 
miteinander verbinden kann. 
Diese Eigenschaft ist wie 
geschaffen für ein öffentliches 
Amt, in dem sich damit viel 
bewirken lässt. 

Und genau das ist auch der 
Antrieb für seine Kandidatur 
als Gemeinderat in Dürnten.  
Er ist mit Sicherheit ein Gewinn 
und eine Bereicherung für 
dieses Gremium und gehört 
deshalb auf jeden Wahlzettel.

� Marc Métry, 
� Präsident Die Mitte, Dürnten

KEIN LESERBRIEF OHNE KORREKTE UND GANZE ADRESSE

Viele Leserbriefschreiberinnen 
und -schreiber schicken ihren 
Text per E-Mail an die Redaktion 
dieser Zeitung – und vergessen 
dabei, was bei jedem Brief auf 
Papier absoluter Standard ist: 
nämlich die vollständige Adresse 
des Absenders anzugeben. Eine 
Adresse also mit einem ausge-
schriebenen (bitte nicht abge-
kürzten!) Vornamen und Nach
namen sowie mit der exakten 

Strassen- und Ortsangabe. Die 
vollständige Adresse mitsamt der 
Telefonnummer des Verfassers 
oder der Verfasserin eines Leser-
briefs ist eine Grundvorausset-
zung, dass ein solcher überhaupt 
von der Redaktion bearbeitet 
wird. Die Adresse wird primär 
benötigt für allfällige Rückfragen. 
Fehlen der Redaktion diese An-
gaben, kann der Beitrag nicht 
publiziert werden. (zo)

BRIEFE ZU DEN ABSTIMMUNGEN 
UND WAHLEN VOM 8. MÄRZ 

Derzeit erreichen uns ausseror-
dentlich viele Leserbriefe zu den 
Abstimmungen und Wahlen vom 
8. März. Wie üblich beenden wir 
einige Tage vor dem Abstim-
mungstermin die Publikation von 
Leserbriefen zu den Vorlagen. 
Einsendeschluss für letzte Leser-
briefe zu Abstimmungen und 
Wahlen ist am Donnerstag,  
26. Februar, 12 Uhr. (zo)

Mario
Hervorheben


